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Bebauungsplan Nr. 48 "Waldquartier am Eilbergweg" (ehemalige Lungenheil­
stätte) und zugehörige 25. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Großhansdorf 
hier: frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange · 
nach § 4 Abs. 1 BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hinsichtlich des Vorentwurfs des Bebauungsplanentwurfes Nr. 48 im Zusammenhang 
mit der zugehörigen 25. Änderung des Flächennutzungsplanes für das o.g. Gebiet der 
ehemaligen Lungenheilanstalt wird -für beide Planungsverfahren - seitens der unteren 
Forstbehörde wie folgt Stellung genommen: 

· Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 12,6 ha. Es umfasst vor allem zentriert liegende 
Gebäudekomplexe einer ehemals dort ansässigen Lungenheilanstalt sowie anteilig 
u.a . in den Außenbereichen, belspielsweise zur nördlich verlaufenden Straße Eilberg­
weg hin, Bestandgebäude bzw. ehemalige Klinikbetriebsgebäude, die bereits teilweis~ 
wohnräumlich genutzt worden sind. Das Areal ist anteilig durch Grün- und Parkflä­
chenareale sowie vollumfänglich umgebend bzw. anteilig auch unmittelbar an die Be­
standsgebäude angrenzend durch Wald im Sinne des Landeswaldgesetzes gekenn­
zeichnet. 

Das Ziel des vorliegenden Bebauungsplanes ist es, das vor allem zentriert gelegene 
Gelände der ehemaligen Lungenheilanstalt neu zu gestalten und zu einem Wohnquar­
tier zur Schaffung von ca. 80 zusätzlichen Wohnungen zu entwickeln. Dazu sollen 6 
winkeiförmige Wohnvillen neu errichtet werden. Vier Bestandgebäude (nicht betrach­
tet: hier die Turnhalle) sollen weiterhin erhalten bleiben und teilweise zur Wohnnutzung 
umgenutzt werden. 

Innerhalb des Plangeltungsbereiches befindet sich, gern.§ 2 Waldgesetz für das Land 
Schleswig-Holstein (LWaldG) in der Bekanntmachung vom 05.12.2004 in der derzeit 
aktuellen Fassung Wald im Sinne des Landeswaldgesetzes. Die Existenz und das Vor­
handensein der Waldfläche ist in der textlichen Begründung thematisiert und kurz be­
schrieben (vgl. S. 8). 
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Durch die Planung sind Waldflächen, gemäß§ 2 LWaldG, unmittelbar betroffen bzw. 
werden anteilig auch in Anspruch genommen. 

Die Ausführung auf S. 26, 1. Satz ist nicht korrekt. Gemäß § 9 Abs. 1 LWaldG darf 
Wald nur mit vorheriger Genehmigung der unteren Forstbehörde abgeholzt, gerodet 
und in eine andere Nutzungsart umgewandelt werden. Im Rahmen des Verfahrens zur 
Erteilung der Waldumwandlungsgenehmigung ist das Einvernehmen der zuständigen 
unteren Naturschutzbehörde erforderlich . Ich weise darauf hin, dass es. für eine Ertei­
lung einer Waldumwandlungsgenehmigung der Rechtskraft des Bebauungsplanes be­
darf. 

Gemäß § 9 Abs. 6 LWaldG ist im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von Wald 
eine Fläche, die nicht Wald ist und dem umzuwandelnden Wald nach naturräumlicher 
Lage, Beschaffenheit und künftiger Funktion gleichwertig ist oder Werden kann, aufzu­
forsten (Ersatzaufforstung). Eine Erstaufforstung als Ersatzaufforstung hat auf der 
Grundlage der forstlichen Standortskartierung mit entsprechend standortgerechten 
Waldbäumen flächig zu erfolgen. Ziel der Anpflanzung ist der Aufbau eines naturnahen . 
standortgerechten Waldes mit einem hinreichenden Anteil standortheimischer Baum­
arten unter Verwendung von geeignetem forstlichen Vermehrungsgut (§ 5 Abs. 2 Nr. 3 
LWaldG). 

Zur Ersatzaufforstung enthalten die vorgelegten Unterlagen bislang keine konkreten 
bzw. prüffähigen Aussagen. Dies ist unbedingt nachzuholen. 

Zudem bestehen unterschiedliche Angaben im ~ext in Bezug auf die Waldumwand­
lungsflächengröße (vgl. TextS. 14 und S.25). 

Ungeachtet dessen, entspricht die angegebene Flächengröße der Waldumwandlungs­
fläche mit ca. 1 ,5 ha nicht den bislang erfolgten Abstimmungen mit der unteren Forst-' 
behörde. Die Flächengröße ist nahezu verdoppelt worden. Dem kann nicht zugestimmt 
werden. Vorsorglich weise ich darauf hin, dass ab einer Umwandlung von Wald über 1 
ha eine standortbezogene Vorprüfung nach UVPG erforderlich ist. 

Zur Verhütung von Waldbränden, zur Sicherung der Waldbewirtschaftung und der 
Walderhaltung, wegen der besonderen Bedeutung von Waldrändern für den Natur­
schutz sowie zur Sicherung von, baulichen Anlagen vor Gefahren durch Windwurf oder 
Waldbrand ist es, gemäß § 24 Abs. 1 LWaldG, verboten, Vorhaben im Sinne des § 29 
BauGB in einem Abstand von weniger als 30 m. vom Wald (Waldabstand) durchzufüh­
ren. Der Waldabstand ist in der Planzeichnung dargestellt und erfasst. 

Die existierenden Bestandgebäude "Eilbergweg 22, 24, 26, 28 .sowie die Turnhalle" · 
unterliegen der Bestandschutzregelung. Die Darstellungen der Baugrenzen über die 
jeweilige Festsetzung von Baufenstern, die o.g. Bestandgebaude betreffend, und damit 
eine bezweckte, künftige Neubau-Möglichkeit sowie die dazu gemäß Planzeichnung­
geplante Herstellung des 30 m Waldabstandes ist forstbehördlicherseits nicht zulässig. 
Die Darstellung der Baulinien sowie die dargestellten Waldumwandlungsareale sind 
hier zurückzunehmen und stattdessen gemäß der forstbehördlichen Waldflächenab­
grenzung als Fläche fÜr Wald darzustellen. Dieses Erfordernis gilt für die Planzeich- · 
nung der 25. Änderung des Flächennutzungsplanes analog. 



- 3-

Aus den o.g. Gründen sind die vorgelegten Planungsunterlagen - beider Bauleitpla­
nungsverfahren- insbesondere bezüglich der Berücksichtigung der Waldflächen, der 
geplanten Umwandlungsflächen sowie der fehlenden Ersatzaufforstung fehlerhaft und 
unvollständig. Eine Korrektur der ~nterlagen ist im weiteren Verfahrensverlauf unbe­
dingt erforderlich. 

Gegen die derzeitigen Planungsunterlagen bestehen seitens der unteren Forstbehörde 
erhebliche Bedenken. Dem Planungsentwurf zum Vorentwurf des Bebauungsplanes 
Nr. 48 sowie der 25. Änderung des Flächennutzungsplanes de.r Gemeinde Großhans-
dorf kann nicht zugestim erden. 




